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Vorwort zur dritten Auflage

Das PolG NRW wurde erneut fortgeschrieben. Die Änderung vom
17.12.2021 betrifft die im Zusammenhang mit der Verabschiedung des
Versammlungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (VersG NRW) und aufgrund
von verfassungsgerichtlichen Vorgaben erforderlichen Änderungen des
PolG NRW (GV.NRW, 2022, Nr. 1, S. 2, 205 2180, vom 06.01.2022). Mit
dem Gesetz zur Anpassung des PolG NRW und anderer Gesetze an das
Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz vom 13.04.2022
(GV.NRW, 2022, Nr. 22, S. 504, 205 2251, vom 26.04.2022) wurde eine
weitere erforderliche Anpassung realisiert.

Die Geltungsbereiche des VersG NRW und des PolG NRW sind
scheinbar klar abgegrenzt. Das Versammlungsrecht ist durch das VersG
NRW aber nicht umfassend normiert worden. Das bedeutet im Einzel-
nen:

– Die Befugnis zur Einrichtung von Kontrollstellen zur Verhütung von
Straftaten gemäß § 27 VersGalt ist im Polizeigesetz gestrichen (bisher
§ 12 Abs. 1 Nr. 4 PolG NRW) und in §§ 15, 25 VersG NRW umfassend
neu geregelt worden. Leider hat der Landesgesetzgeber für diese
Kontrollmaßnahmen sachgerechte Dokumentationsmöglichkeiten
nicht zugelassen. Das kann im Einzelfall problematisch sein.

– Gemäß § 9 Abs. 4 VersG NRW gelten für das Vorfeld, die An- und die
Abreise die Befugnisse des PolG NRW. Diese müssen im Einzelfall ver-
fassungskonform angewendet werden, z. B. bei aufenthaltsbestim-
menden Anordnungen (§ 34 Abs. 2 PolG NRW) im Versammlungsum-
feld.

– Trotz der detailreichen Regelungen über Aufnahmen und Aufzeich-
nungen von Bild und Ton in § 16 VersG NRW wurde versäumt, die
sensible und das Versammlungsgeschehen beeinflussende Datenerhe-
bung und -verarbeitung umfassend, von der Anmeldung bis zum Ende
der Abreise bzw. der Nachaufsicht, die zum Schutzbereich des Art. 8
GG gehören, zu regeln. Insbesondere sind im VersG keine Regelungen
für erforderliche Maßnahmen zur Einsatzvorbereitung, Abstimmung
mit dem Veranstalter oder Versammlungsleiter sowie Prüfung der Eig-
nung der Ordner normiert. Auch hier müssen die allgemeinen Befug-
nisse der §§ 9 bis 33c PolG NRW in verfassungskonformer Auslegung
angewendet werden.

Daneben wurden die verfassungsgerichtlichen Vorgaben über unab-
hängige Kontrollen bei nicht offenen und verdeckten polizeilichen Maß-
nahmen durch Verlagerung der Anordnungskompetenzen auf die Amts-
gerichte umgesetzt, insbesondere bei:

– der langfristigen Observation – § 16a Abs. 1 und 2 PolG NRW,
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6 Vorwort

– der Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel –
§ 17 Abs. 2 PolG NRW,

– dem Einsatz von Personen, deren Zusammenarbeit mit der Polizei
Dritten nicht bekannt ist – § 19 Abs. 2 PolG NRW,

– der Abfrage von Telekommunikations- und Telemediendaten – § 20a
Abs. 3 und 4 PolG NRW,

– der Datenerhebung durch die Überwachung der laufenden Telekom-
munikation – § 20c Abs. 4 PolG NRW sowie

– der Ausschreibung zur Polizeilichen Beobachtung – § 21 Abs. 3 PolG
NRW.

Bei verdeckten Maßnahmen kann nun im Einzelfall auf die Anhörung
der Betroffenen verzichtet werden.

Im April 2022 wurde das PolG NRW auch an das Telekommunikation-
Telemedien-Datenschutz-Gesetz angepasst. Das betrifft die Abfrage von
Bestands-, Verkehrs- und Nutzerdaten bei Diensteanbietern in § 20a
Abs. 1 S. 1 PolG NRW. Dafür wurde ein neuer Abs. 6 in § 23 PolG NRW
eingefügt. Danach darf die Polizei rechtmäßig gespeicherte personenbe-
zogene Daten automatisiert zusammenführen, mit anderen rechtmäßig
erlangten Daten abgleichen sowie rechtmäßig erlangte Daten mit auto-
matisiert zusammengeführten Daten abgleichen, soweit das zur Verhü-
tung oder vorbeugenden Bekämpfung der in § 100a Abs. 2 StPO bezeich-
neten schweren Katalogtaten, der schweren Sexualstraftaten oder zur
Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes, für Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder
für Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen In-
teresse geboten ist, erforderlich ist. Dabei dürfen zusammengeführte Da-
ten nicht mittels statistisch-mathematischer Verfahren oder in sonstiger
Weise selbständig auf Zusammenhänge analysiert werden. Es besteht
Protokollierungspflicht.

Die Zulässigkeit der Nutzung von Daten i. S. v. § 481 Abs. 1 S. 1 StPO
für die Gefahrenabwehr ist – ohne inhaltliche Änderung – nun in § 3
Abs. 7 PolG NRW normiert.

Waltrop, im Mai 2023 Peter von Prondzinski
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Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (PolG NRW)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW.
S. 441), geändert durch Gesetze vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351),
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 408), vom 29. März 2007 (GV. NRW.
S. 137), vom 10. Juni 2008 (GV. NRW. S. 473), vom 9. Februar 2010 (GV.
NRW. S. 132), vom 18. Dezember 2012 (GV. NRW. S. 670), vom 21. Juni
2013 (GV. NRW. S. 375), vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 622), vom
6. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1061), vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW.
S. 806), vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 402), vom 13. Dezember 2018
(GV. NRW. S. 684, ber. 2019 S. 23), vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW.
S. 741, ber. 2019 S. 23), vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 995), vom
17. Dezember 2021 (GV. NRW. 2022 S. 2), vom 13. April 2022 (GV. NRW.

S. 504)
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